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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten Bericht 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an den Rat über die 
Entwicklung der wirtschaftlichen Lage der deutschen Landwirtschaft 
nach der Aufwertung der Deutschen Mark von 1969 
— Drucksache 7/1528 — 


A. Problem 

Nach der EWG-Verordnung Nr. 2464/69 hatte die EG-Kommis- 
sion vor Ende 1973 einen Bericht über die Lage der deutschen 
Landwirtschaft unter dem Einfluß des seit 1970 gewährten Auf- 
wertungsausgleichs vorzulegen und sich gleichzeitig zur Frage 
einer Fortsetzung dieser zunächst bis 1973 befristeten Maßnah- 
men zu äußern. 


B. Lösung 

Ausgehend vom Basisjahr 1969 kommt die Kommission zum 
Ergebnis, über 1973 hinaus sei der Aufwertungsausgleich wirt- 
schaftlich nicht zu rechtfertigen und deshalb einzustellen; der 
Bundesrepublik Deutschland könne lediglich zur Vermeidung 
von Härten die Fortsetzung des mehrwertsteuerlichen Teilaus- 
gleichs auf ein Jahr (1974) zugestanden werden. 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Sander 


Der Bericht der EG-Kommission wurde von der 
Frau Präsidentin mit Schreiben vom 23. Januar 1974 
an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten überwiesen. 

Bei ihm geht es um folgendes: Nach Artikel 3 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2464/69 des Rates vom 
9. Dezember 1969 hatte die EG-Kommission vor 
Ende 1973 einen Bericht über die Entwicklung der 
Lage der deutschen Landwirtschaft unter dem Ein- 
fluß des seit 1970 gewährten Aufwertungsausgleichs 
vorzulegen und sich gleichzeitig zur Frage einer 
Fortsetzung dieser zunächst bis 1973 befristeten 
Maßnahmen zu äußern. In dem Bericht kam die 
Kommission unter Zugrundelegen des Basisjahres 
1969 zu dem Ergebnis, daß eine Fortsetzung des 
Aufwertungsausgleichs über 1973 hinaus wirtschaft- 
lich nicht zu rechtfertigen sei und daß er deshalb 
eingestellt werden müsse. Der Bundesrepublik 
Deutschland könne lediglich zugestanden werden, 
zur Vermeidung von Härten den mehrwertsteuer- 
lichen Teilausgleich auf ein Jahr (1974) fortzusetzen. 
In seiner Sitzung am 10. und 11. Dezember 1973 
hat sich der Rat auf die deutschen Gegenvorstel- 


lungen hin dieser Auffassung nicht angeschlossen. 
Er sah als aussagefähiges Basisjahr nicht 1969, son- 
dern 1968 an. Danach lag der Einkommenszuwachs 
der deutschen Landwirtschaft bis einschließlich 1973 
unter dem Durchschnitt der alten Sechsergemein- 
schaft. Der Rat leitete daraus die wirtschaftliche 
Notwendigkeit einer Weiterführung des mehrwert- 
steuerlichen Aufwertungsausgleichs ab. Demzufolge 
wurde die Bundesrepublik durch die formell am 
21. Januar 1974 verabschiedete Ratsentscheidung er- 
mächtigt, den Aufwertungsausgleich über die Mehr- 
wertsteuer unbefristet weiterzuführen. Der Rat hat 
sich lediglich Vorbehalten, vor Ende 1974 zu prü- 
fen, wie sich die wirtschaftliche Lage der deutschen 
Landwirtschaft zwischenzeitlich entwickelt hat. 

Der Ausschuß hat sich mit dem Bericht in seineti 
Sitzungen am 13. März, 21. Februar und am 6. Juni 
1974 befaßt. Er ist der Auffassung, daß er durch die 
Entwicklung im Rat überholt ist. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten empfiehlt einmütig, den Kommisionsvor- 
schlag zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 21. Juni 1974 


Sander 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Bericht der EG-Kommission — Drucksache 7/1528 — zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 21. Juni 1974 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Sander 

Vorsitzender Berichterstatter 
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